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Kleine Anfrage 8543 
 
des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
 
 
Landesmedienanstalten durchsuchen Internet mit KI-Tool und leiten Ergebnisse an den 
Verfassungsschutz weiter – Wie verfährt NRW? 
 
 
Nach Recherchen der Welt setzen die Landesmedienanstalten ihre KI-Software „KIVI“ in 
Zusammenarbeit mit Verfassungsschutzbehörden bei der Bekämpfung von Hasskriminalität 
und Extremismus im Internet ein. Mehrere Innenministerien bestätigten gegenüber der 
Zeitung, dass zwischen den Landesmedienanstalten und den jeweiligen Landesämtern für 
Verfassungsschutz ein regelmäßiger oder anlassbezogener Informationsaustausch stattfindet. 
Die Landesmedienanstalten wurden ursprünglich zur Aufsicht über private Rundfunkanbieter 
gegründet.1 
 
Die Software „KIVI“ wird seit 2022 bundesweit eingesetzt und durchsucht automatisiert soziale 
Netzwerke und andere Online-Plattformen nach mutmaßlich rechtswidrigen Inhalten und 
möglichen Verstößen gegen den Medienstaatsvertrag. Nach Angaben der 
Arbeitsgemeinschaft der Medienanstalten wurden bislang rund 130.840 potenzielle 
Rechtsverstöße identifiziert. Verdachtsfälle werden unter anderem an das Bundeskriminalamt 
weitergeleitet.2 
 
Die Welt berichtet unter Berufung auf einen nicht namentlich genannten Informanten, dass 
Ergebnisse der Überwachung auch an deutsche Verfassungsschutzbehörden übermittelt 
würden. Dies geschehe demnach ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage und „unter der 
Hand“. Die Arbeitsgemeinschaft der Medienanstalten wies diesen Vorwurf gegenüber der 
Zeitung nicht ausdrücklich zurück, sondern erklärte lediglich, man arbeite „mit den für die 
Ausführung unseres gesetzlichen Auftrags erforderlichen Institutionen formell zusammen“.3 
 
Mehrere Bundesländer bestätigten konkrete Formen der Zusammenarbeit. Das Bayerische 
Staatsministerium des Innern sprach von einem „anlassbezogenen Infoaustausch“ zwischen 
dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz und der Bayerischen Landeszentrale für 
neue Medien. Hamburg erklärte, der Verfassungsschutz sei Partner der zuständigen 
Medienanstalt in einem „Behördenkompetenznetzwerk gegen Rechtsextremismus“. Aus 
Baden-Württemberg wurde ein „regelmäßiger und enger Austausch“ zwischen dem 
Landesamt für Verfassungsschutz und der Landesanstalt für Kommunikation bestätigt. Andere 

 
1 Vgl. https://apollo-news.net/landesmedienanstalten-durchsuchen-internet-mit-ki-tool-und-leiten-

ergebnisse-an-den-verfassungsschutz-weiter/. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20787 

 
 

2 

Bundesländer bestritten eine Zusammenarbeit oder verweigerten unter Verweis auf 
Geheimschutz nähere Auskünfte.4 
 
Nach Darstellung der Welt bleibt zudem weitgehend unklar, nach welchen Kriterien die KI-
Inhalte bewertet werden, welche Plattformen überwacht werden und welche Nutzergruppen 
im Fokus stehen. Die Erklärung zur Datenverarbeitung beim Einsatz des Aufsichtstools „KIVI“5 
sieht vor, dass das System unter anderem Kontaktdaten sowie Foto-, Audio- und 
Videoaufnahmen verarbeiten kann. Darüber hinaus können auch besonders sensible 
personenbezogene Daten erfasst werden, darunter politische Meinungen, religiöse oder 
weltanschauliche Überzeugungen, Angaben zur sexuellen Orientierung sowie Informationen 
zum Sexualleben. Die Landesmedienanstalten weisen den Vorwurf einer umfassenden 
Überwachung zurück. Nach ihrer Darstellung dient „KIVI“ ausschließlich der Identifizierung 
potenziell rechtswidriger Inhalte im Internet und der Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags.6 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Welche konkreten Formen der Zusammenarbeit bestehen zwischen der Landesanstalt 

für Medien Nordrhein-Westfalen und dem Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-
Westfalen, dem Landesamt für Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen sowie weiteren 
Sicherheitsbehörden im Zusammenhang mit dem Einsatz der KI-Software „KIVI“? (Bitte 
Art, Umfang, Rechtsgrundlagen und Zeitpunkt der Zusammenarbeit darstellen.) 

 
2. Welche personenbezogenen Daten (z. B. politische Meinungen, religiöse 

Überzeugungen oder Angaben zur sexuellen Orientierung), wurden durch „KIVI“ seit 
dessen Einführung in Nordrhein-Westfalen verarbeitet, gespeichert oder an Behörden 
des Landes übermittelt? 

 
3. Auf welcher konkreten gesetzlichen Grundlage werden Erkenntnisse, die mittels der KI-

Software „KIVI“ gewonnen wurden, an das Landesamt für Verfassungsschutz Nordrhein-
Westfalen oder andere Sicherheitsbehörden übermittelt? 

 
4. Wie viele durch „KIVI“ generierte Verdachtsfälle mit Bezug zu Nordrhein-Westfalen 

wurden seit Einführung des Systems jeweils pro Jahr und Monat festgestellt? 
 
5. Wie viele der in Frage 4 abgefragten Fälle führten zu Ermittlungsverfahren, Anklagen 

oder rechtskräftigen Verurteilungen respektive in wie vielen Fällen erwiesen sich die 
Verdachtsmeldungen im Nachhinein als unbegründet? 

 
 
 
Markus Wagner 

 
4 Ebenda. 
5 Landesanstalt für Medien NRW: https://www.medienanstalt-nrw.de/datenschutzerklaerung.html 
6 https://apollo-news.net/landesmedienanstalten-durchsuchen-internet-mit-ki-tool-und-leiten-

ergebnisse-an-den-verfassungsschutz-weiter/. 


